
VERORDNUNG (EG) Nr. 753/2008 DER KOMMISSION

vom 31. Juli 2008

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1299/2007 über die Anerkennung von
Erzeugergemeinschaften auf dem Hopfensektor

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der Ag­
rarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte landwirt­
schaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche
GMO) (1), insbesondere auf Artikel 127 in Verbindung mit Arti­
kel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 201 Absatz 1 Buchstabe c der Verord­
nung (EG) Nr. 1234/2007 (Verordnung über die einheit­
liche GMO) wird die Verordnung (EG) Nr. 1952/2005
des Rates vom 23. November 2005 über die gemeinsame
Marktorganisation für Hopfen (2) am 1. Juli 2008 aufge­
hoben.

(2) Bestimmte in der Verordnung (EG) Nr. 1952/2005 fest­
gelegte Vorschriften für Erzeugergemeinschaften sind
nicht in die Verordnung über die einheitliche GMO über­
nommen worden. Damit der Hopfensektor weiterhin
ordnungsgemäß funktionieren kann, sind diese Bestim­
mungen in der Verordnung (EG) Nr. 1299/2007 der
Kommission vom 6. November 2007 über die Anerken­
nung von Erzeugergemeinschaften auf dem Hopfensek­
tor (3) festzulegen.

(3) In Artikel 122 der Verordnung über die einheitliche
GMO sind die allgemeinen Bedingungen für die Aner­
kennung von Erzeugerorganisationen durch die Mitglied­
staaten festgelegt. Diese Bedingungen sind für den Hop­
fensektor zu präzisieren. Im Interesse der Kohärenz sollte
in diesem Sektor der Begriff „Erzeugergemeinschaft“ wei­
ter verwendet werden.

(4) Um Diskriminierungen zwischen den Erzeugern zu ver­
meiden und die Einheitlichkeit und Wirksamkeit der
Maßnahmen zu gewährleisten, sind für die gesamte
Gemeinschaft die Voraussetzungen festzulegen, welche
die Erzeugergemeinschaften erfüllen müssen, um von
den Mitgliedstaaten anerkannt zu werden. Damit eine
wirksame Zusammenfassung des Angebots erreicht
wird, ist es insbesondere erforderlich, dass die Erzeuger­
gemeinschaften eine ausreichende wirtschaftliche Größe
vorweisen und die gesamte Produktion der angeschlosse­

nen Erzeuger durch die Erzeugergemeinschaft selbst oder
von den Erzeugern nach gemeinsamen Regeln vermarktet
wird.

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 1299/2007 ist daher entspre­
chend zu ändern.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 1299/20007 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 1 erhält folgende Fassung:

„Artikel 1

(1) Für die Anerkennung der Erzeugerorganisationen ge­
mäß Artikel 122 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des
Rates (*) (im Folgenden ‚Erzeugergemeinschaften‘) ist der Mit­
gliedstaat zuständig, in dessen Hoheitsgebiet die Erzeugerge­
meinschaft ihren eingetragenen Sitz hat.

(2) Die Mitgliedstaaten erkennen auf Antrag die Erzeuger­
gemeinschaften an, sofern sie die nachstehenden allgemeinen
Voraussetzungen erfüllen:

a) sie müssen Rechtspersönlichkeit oder eine ausreichende
Rechtsfähigkeit besitzen, um nach den einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften Träger von Rechten und Pflichten
sein zu können;

b) sie müssen gemeinsame Regeln für die Erzeugung und die
erste Vermarktungsstufe im Sinne von Unterabsatz 2 an­
wenden;

c) ihre Satzung muss für die angeschlossenen Erzeuger die
Verpflichtung enthalten,

i) die gemeinsamen Regeln für die Erzeugung sowie die
Entscheidungen über die zu erzeugenden Sorten zu
beachten,

ii) ihre gesamte Erzeugung durch die Erzeugergemein­
schaft vermarkten zu lassen;
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(1) ABl. L 299 vom 16.11.2007, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 510/2008 der Kommission (ABl.
L 149 vom 7.6.2008, S. 61).

(2) ABl. L 314 vom 30.11.2005, S. 1.
(3) ABl. L 289 vom 7.11.2007, S. 4.



d) sie müssen eine ausreichende wirtschaftliche Größe nach­
weisen;

e) sie müssen in ihrem gesamten Tätigkeitsbereich jede Dis­
kriminierung zwischen Erzeugern oder Erzeugergemein­
schaften der Gemeinschaft, insbesondere aufgrund der
Staatsangehörigkeit oder des Niederlassungsortes, aus­
schließen;

f) sie müssen unterschiedslos jedem Erzeuger, der sich ver­
pflichtet, ihre Satzung einzuhalten, das Recht auf Beitritt
einräumen;

g) ihre Satzung muss Bestimmungen enthalten, mit denen
sichergestellt wird, dass die Mitglieder auf ihre Mitglied­
schaft verzichten können, wenn sie mindestens drei Jahre
Mitglied waren und mindestens ein Jahr vor ihrem Aus­
tritt die Erzeugergemeinschaft davon unterrichtet haben;
dies gilt unbeschadet der einzelstaatlichen Rechts- oder
Verwaltungsvorschriften, mit denen in bestimmten Fällen
die Erzeugergemeinschaft oder deren Gläubiger vor etwai­
gen finanziellen Folgen des Austritts eines Mitglieds ge­
schützt oder der Austritt eines Mitglieds im laufenden
Haushaltsjahr verhindert werden soll;

h) ihre Satzung muss die Verpflichtung enthalten, eine ge­
trennte Buchführung über die Tätigkeiten vorzunehmen,
die Gegenstand der Anerkennung sind;

i) sie dürfen keine beherrschende Stellung in der Gemein­
schaft einnehmen.

Als erste Vermarktungsstufe gilt der Verkauf von Hopfen
durch den Erzeuger selbst oder, im Fall einer Erzeugerge­
meinschaft, durch ihre Mitglieder an den Großhandel oder
an die Hopfen be- oder verarbeitenden Unternehmen.

(3) Die Verpflichtung nach Absatz 2 Buchstabe c gilt je­
doch nicht für Erzeugnisse, für welche die Erzeuger vor ih­
rem Beitritt zu einer Erzeugergemeinschaft Kaufverträge ab­
geschlossen hatten, sofern die Erzeugergemeinschaft davon
unterrichtet wurde und sie genehmigt hat.

(4) Abweichend von Absatz 2 Buchstabe c Ziffer ii dürfen
die einer Erzeugergemeinschaft angeschlossenen Erzeuger,

wenn die Erzeugergemeinschaft dies zulässt, unter den von
ihr festgelegten Bedingungen

a) die Verpflichtung zur Vermarktung der gesamten Erzeu­
gung durch die Erzeugergemeinschaft nach Absatz 2
Buchstabe c Ziffer ii durch die Verpflichtung zur Ver­
marktung auf der Grundlage gemeinsamer, in die Satzung
aufgenommener Regeln ersetzen, die gewährleisten, dass
die Erzeugergemeinschaft ein Kontrollrecht hinsichtlich
der Verkaufspreise besitzt, diese Preise von ihr gebilligt
werden müssen und sie im Falle der Ablehnung den
betreffenden Hopfen zu einem höheren Preis abnimmt;

b) Erzeugnisse, die aufgrund ihrer Merkmale von der betref­
fenden Erzeugergemeinschaft im Prinzip nicht gehandelt
werden, über eine andere, von ihrer eigenen Erzeugerge­
meinschaft bestimmte Erzeugergemeinschaft vermarkten.

(5) Die in Absatz 2 Buchstabe b und Buchstabe c Ziffer i
genannten gemeinsamen Regeln sind schriftlich niederzule­
gen. Sie umfassen mindestens:

a) für die Erzeugung:

i) Bestimmungen über die Verwendung einer oder meh­
rerer bestimmter Sorten bei der Sortenumstellung
oder Anlage von Neupflanzungen;

ii) Bestimmungen über die Einhaltung bestimmter An­
bauverfahren und Pflanzenschutzmaßnahmen;

iii) Bestimmungen über das Pflücken, die Trocknung und
gegebenenfalls die Aufbereitung;

b) für die Vermarktung, insbesondere für die Konzentration
und die gemeinsamen Bedingungen des Angebots:

i) die allgemeinen Bestimmungen für den Verkauf durch
die Erzeugergemeinschaft;

ii) die Bestimmungen über die Mengen, die die Erzeuger
selbst verkaufen dürfen, sowie die Bestimmungen für
diese Verkäufe.

___________
(*) ABl. L 299 vom 16.11.2007, S. 1.“
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2. Artikel 2 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Nach dem in Artikel 195 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 1234/2007 genannten Verfahren kann ein Mitglied­
staat auf seinen Antrag ermächtigt werden, eine Erzeugerge­
meinschaft anzuerkennen, deren eingetragene Anbauflächen
weniger als 60 ha umfassen, wenn diese Flächen in einem

anerkannten, weniger als 100 ha umfassenden Erzeugungs­
gebiet liegen.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 1. Juli 2008.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat.

Brüssel, den 31. Juli 2008

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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